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 Merkels AKW sind »sicher«Leerformeln und schöne Worte – ein parlamentarischer Offenbarungseid der Kanzlerin.  Nordrhein-Westfalen will heute den Bundesrat einschalten. Von Peter Wolter

Plattheiten, Allgemeinplätze und immer wieder: »Unsere Kernkraftwerke sind sicher« – viel mehr  als Leerformeln und einen Schwall schöner Worte hatte Bundes-kanzlerin Angela Merkel (CDU) am gestrigen Donnerstag im Bundestag in ihrer Regierungserklärung zur Atompolitik nicht anzubieten. Trotz des Nachbohrens der Opposition ver-mochte sie den Widerspruch nicht zu klären, warum dann acht dieser »welt-weit sichersten« Kraftwerke vorläufig abgeschaltet werden sollen. Keine Re-de davon, die Laufzeitverlängerung für Atomkraftwerke zurückzuneh-men, keine Rede davon, die in den 70er Jahren konzipierten Atommeiler für alle Zeiten stillzulegen. Ein derart argumentationsfreier Auftritt ist wohl nur damit zu erklären, der besorgten Öffentlichkeit mit Blick auf die be-vorstehenden Landtagswahlen einen Kurswechsel vorzugaukeln. 
Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel warf Merkel in der Debatte vor, noch zur Zeit der schwarz-roten Regierungskoalition den Weiterbe-trieb der ältesten Kraftwerke erzwun-gen zu haben. Sie habe sich damals, als er selbst Bundesumweltminister gewesen sei,  für den Weiterbetrieb von Biblis A und Neckarwestheim  I eingesetzt. »Sie haben mich schrift-lich dazu aufgefordert, die Laufzeiten dieser beiden Atomkraftwerke zu ver-längern!« Und im vergangenen Herbst habe Merkel dann die Laufzeitver-längerung mit den Energiekonzernen ausgehandelt: »Sie persönlich haben Sicherheit gegen Geld getauscht«, sagte Gabriel. »Ohne Ihre Kumpa-nei mit der Atomwirtschaft wären sie längst vom Netz.«   

Das Restrisiko sei nach der Re-

aktor-Katastrophe in der japanischen Stadt Fukushima »nicht länger verant-wortbar«, sagte der Fraktionschef der Grünen, Jürgen Trittin. Sein Kollege von der Linkspartei, Gregor Gysi, for-derte: »Der 11. März 2011 muß das Ende des nuklearen Zeitalters einge-leitete haben.«
Unterstützung erhielt Merkel aus den Reihen der Regierungskoalition. »Die Unionsfraktion steht geschlos-sen hinter dem, was die Kanzlerin vorgetragen hat«, versicherte deren Vorsitzender Volker Kauder. Und seine Kollegin von der FDP, Brigitte Homburger, versprach: »Mit uns wird es keinen Sicherheitsrabatt, aber auch kein hektisches Überbordwerfen aller 

Entscheidungen geben.« 
Nicht nur von den Oppositions-bänken im Bundestag aus, sondern auch von namhaften Staatsrechtlern wurde kritisiert, daß die Bundesregie-rung nicht das Recht habe, das vom Parlament beschlossene Gesetz zur Laufzeitverlängerung einfach außer Kraft zu setzen. Der frühere Präsident des Bundesverfassungsgerichts Hans-Jürgen Papier bezeichnete diese  Ent-scheidung am Donnerstag als nicht verfassungskonform. 

SPD-Chef Gabriel forderte eine Entscheidung durch den Bundestag. Die von SPD und Grünen gestellte Landesregierung Nordrhein-Westfa-lens will nach Angaben des Berliner 

Tagesspiegel schon am heutigen Frei-tag Nägel mit Köpfen machen und in den Bundesrat einen Entschließungs-antrag einbringen, der zur Rücknahme der Laufzeitverlängerung führen soll. Da weder die Parteien der Berliner Regierungskoalition noch die der Op-position eine Mehrheit in der Länder-kammer haben, dürfte es wohl beim Austausch von Argumenten bleiben. NRW, so kündigte  Landesumweltmi-nister Johannes Remmel (Grüne) laut Tagesspiegel an, werde dann einen formellen Gesetzentwurf einbringen.  Ziel sei der endgültige Ausstieg aus der Atomkraft. 

u Siehe Seiten 7 und 8

USA wollen Ghaddafis Vormarsch stoppenWashington droht mit Militärintervention. Libysche Regierungstruppen offenbar vor den Toren von BengasiGhaddafis Truppen haben am 
Donnerstag offenbar die Vor-
orte der Rebellenhochburg Bengasi erreicht. Das staatliche Fern-sehen berichtete, die Armee habe die »entscheidende Schlacht« um die Stadt Misrata gewonnen, diese werde jetzt »gesäubert«. Man stehe nun »vor den Toren« Bengasis. Der internationale Flughafen der zweitgrößten Stadt Li-byens wurde Medienberichten zufolge bombardiert, Allerdings werde die li-bysche Armee ihre Kampfhandlungen ab Sonntag aussetzen, um den Rebellen 

Zeit zu geben, sich zu ergeben, meldete die staatliche Nachrichtenagentur Jana. Die Aufständischen könnten mit einer Amnestie rechnen, wenn sie die Waffen niederlegten, so das Sprachrohr des Re-gimes. Ein Sprecher der Regimegegner, Mustafa Gheriani, kündigte hingegen an, die Regierungstruppen würden in Bengasi auf noch größeren Widerstand stoßen als bisher. Die Opposition hof-fe auf eine rasche Bewilligung einer Flugverbotszone durch den UN-Sicher-heitsrat. 
Bei den Verhandlungen des mächtig-

sten UN-Gremiums am Donnerstag in New York forderten die USA hinter ver-schlossenen Türen offenbar eine militä-rische Intervention. Um den Vormarsch von Ghaddafis Truppen zu stoppen, seien Angriffe aus der Luft, zu Land und vom Meer aus notwendig, hieß es. Den Angaben zufolge will die US-Re-gierung aber nicht ohne UN-Mandat handeln und nur mit einer breiten in-ternationalen Unterstützung, insbeson-dere aus anderen arabischen Ländern. Auch NATO-Generalsekretär Anders Fogh Rasmussen forderte ein rasches 

Vorgehen gegen den libyschen Macht-haber. »Wenn Ghaddafi die Oberhand gewinnt, wird dies das Signal senden, daß Gewalt sich auszahlt«, warnte der Chef der Militärallianz am Donnerstag. Großbritannien und Frankreich brachten im Sicherheitsrat den Entwurf einer Resolution zur Einrichtung einer Flugverbotszone ein, über den in dem 15 Mitgliedstaaten umfassenden Gre-mium abgestimmt werden sollte. Eine Entscheidung lag bis jW-Redaktions-schluß nicht vor.� (AFP/dpa/dapd/jW)u Siehe Seiten 6 und 8
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Freiheit für Bradley Manning
Angebliche Datenweitergabe an Wiki
leaks: Einem Nachrichtenanalysten 
der USArmee wird der Prozeß ge
macht, weil er Kriegsverbrechen ent
hüllt hat. Schwerpunkt zum Tag der 
politischen Gefangenen Seite 3
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Japan: Situation  
verschärft sich

Tokio/Berlin. Mit allen Mitteln 
kämpft das japanische Militär 
gegen Kernschmelzen im Kata-strophen-AKW Fukushima. Mit Wasserabwürfen aus der Luft und Spritzkanonen am Boden versu-chen die Soldaten, den havarierten Reaktor 3 zu kühlen. Ob das große Atom-Desaster noch verhindert werden kann, entscheidet sich 

nach Einschätzung der deutschen Gesellschaft für Strahlenschutz vermutlich bis Samstag: Wenn die Kühlversuche an Block 4 des havarierten Atomkraftwerks schei-terten, komme es zur Katastrophe. Hier liegen die Kernbrennstäbe au-ßerhalb der stählernen Schutzhülle offen in einem Abklingbecken.  Die Situation der Flüchtlinge in Japan verschärft sich derweil. Vor allem im Nordosten kämpfen die Menschen gegen bittere Kälte. Benzin und Nahrungsmittel wer-den immer knapper. Die Zahl der offiziell registrierten Todesopfer stieg auf knapp 6 000. �(dpa/jW)�u Siehe Seite 7

Charité: ver.di will 
Druck erhöhen
Berlin. Bei den Tarifverhandlungen in der Berliner Charité ist es am Donnerstag nicht zu einer Eini-gung gekommen. Nach Angaben der Gewerkschaft ver.di hat das Management des Uniklinikums kein akzeptables Angebot vorge-legt. Am Dienstag waren 2 000 Beschäftigte in einen ganztägigen Warnstreik getreten. Die Bezah-lung der Mitarbeiter liege derzeit 14 Prozent unter der vergleichbarer Krankenhäuser, sagte ver. di-

Verhandlungsführerin Bettina 
Weitermann.

Ver.di fordert, die Einkommen der rund 9 000 Schwestern, Pfleger und medizinisch-technischen As-sistenten um jeweils 300 Euro an-zuheben. Für die Reinigungskräfte in der Servicegesellschaft Charité Facility Management (CFM) will die Gewerkschaft den Abschluß eines Tarifvertrags erreichen.  
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Zwei Drittel aller Deutschen halten Merkels Schwenk in der Atompolitik für ein Wahlkampfmanöver
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Gaddafi : Wir schießen 

Linke Gewalt schwer im Kommen Merkels AKW sind »sicher«
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